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LANDRATSAMT DEGGENDORF 

Herrenstraße 18 

94469 Deggendorf 

 

 

Az. 30-5651.06 

 

Vollzug Verordnung (EU) 2016/429, Tiergesundheitsgesetz (TierGesG), Geflügelpest-

Verordnung (GeflpestV), Viehverkehrsverordnung (ViehVerkV) und Landesstraf- und 

Verordnungsgesetz (LStVG); 

Allgemeinverfügung zur Einhaltung von Biosicherheitsmaßnahmen, Verbot von Veran-

staltungen und Verbot der Fütterung von Wildvögeln zum Schutz vor der Geflügelpest 

 

 

 

Das Landratsamt Deggendorf erlässt folgende 
 

 

A l l g e m e i n v e r f ü g u n g: 
 

 

1. Halter von Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, Fasane, Laufvögel, Wachteln, 

Enten und Gänse (Geflügel oder in Gefangenschaft gehaltene Vögel im Sinne des Art. 

4 Nr. 9 oder Nr. 10 VO (EU) 2016/429) im Landkreis Deggendorf bis einschließlich 

1.000 Tieren haben sicherzustellen, dass 

- die Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder die sonstigen Standorte der Tiere 

gegen unbefugten Zutritt oder unbefugtes Befahren gesichert sind, 

- die Ställe oder die sonstigen Standorte der Tiere von betriebsfremden Personen 

nur mit betriebseigener Schutzkleidung oder Einwegschutzkleidung betreten 

werden und dass diese Personen die Schutz- oder Einwegschutzkleidung nach 

Verlassen des Stalles oder sonstigen Standorts der Tiere unverzüglich ablegen 

- Schutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich gereinigt und desinfiziert und Ein-

wegschutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich unschädlich beseitigt wird, 

- nach jeder Einstallung oder Ausstallung von Geflügel oder in Gefangenschaft 

gehaltener Vögel die dazu eingesetzten Gerätschaften und der Verladeplatz ge-

reinigt und desinfiziert werden und dass nach jeder Ausstallung die frei gewor-

denen Ställe einschließlich der dort vorhandenen Einrichtungen und Gegen-

stände gereinigt und desinfiziert werden, 

- betriebseigene Fahrzeuge abweichend von § 17 Absatz 1 Satz 1 und 2 Vieh-

VerkV unmittelbar nach Abschluss eines Transports der Tiere auf einem befes-

tigten Platz gereinigt und desinfiziert werden, 

- Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaften, die in der Haltung von Ge-

flügel oder in Gefangenschaft gehaltener Vögle eingesetzt und 

a) in mehreren Ställen oder 

b) von mehreren Betrieben gemeinsam 

benutzt werden, jeweils vor der Benutzung in einem anderen Stall oder, in den 

Fällen des Buchstaben b, im abgebenden Betrieb vor der Abgabe gereinigt und 

desinfiziert werden, 

- eine ordnungsgemäße Schadnagerbekämpfung durchgeführt wird und hierüber 

Aufzeichnungen gemacht werden, 
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- der Raum, der Behälter oder die sonstigen Einrichtungen zur Aufbewahrung ver-

endeter Tiere nach jeder Abholung, mindestens jedoch einmal im Monat, gerei-

nigt und desinfiziert wird oder werden sowie 

- eine betriebsbereite Einrichtung zum Waschen der Hände sowie eine Einrich-

tung zum Wechseln und Ablegen der Kleidung und zur Desinfektion der Schuhe 

vorgehalten wird. 

 

2. Ausstellungen, Märkte und Schauen sowie Veranstaltungen ähnlicher Art, bei denen 

Geflügel im Sinne des Art. 4 Nr. 9 VO (EU) 2016/429 und/oder in Gefangenschaft ge-

haltene Vögel im Sinne des Art. 4 Nr. 10 VO (EU) 2016/429, ausgenommen Tauben, 

verkauft, gehandelt oder zur Schau gestellt werden, sind im Landkreis Deggendorf ver-

boten. 

 

3. Für Wildvögel im Sinne des Art. 4 Nr. 8 VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 1 Abs. 2 Nr. 7 

GeflpestV (hierunter fallen: Hühnervögel, Gänsevögel, Greifvögel, Eulen, Regenpfei-

ferartige, Lappentaucherartige oder Schreitvögel) gilt ein allgemeines Fütterungsverbot 

im gesamten Landkreis Deggendorf. 

 

4. Die sofortige Vollziehung der Ziffern 1 bis 3 dieser Allgemeinverfügung wird angeord-

net. 

 

5. Diese Allgemeinverfügung ergeht kostenfrei. 

 

6. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt des 

Landkreises Deggendorf als öffentlich bekanntgegeben. 

 

 

 

 

Landratsamt Deggendorf 

Deggendorf, 21.11.2022 

 

 

gez. 

 

Peterle 

Ltd. Regierungsdirektor 

 

 

 

Hinweise: 

 

 

1. Gem. Art. 41 Abs. 4 Satz 1 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz ist nur der verfü-

gende Teil der Allgemeinverfügung öffentlich bekannt zu machen. Die Allgemeinver-

fügung liegt mit Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung im Landratsamt Deggendorf, 

Herrenstraße 18, 94469 Deggendorf, Zimmer 20, aus. Sie kann während der allgemei-

nen Dienstzeiten eingesehen werden. 

 

2. Nicht verboten ist die Winterfütterung der Singvögel im Landkreis Deggendorf. 
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3. Ein Verstoß gegen die in Ziffer 1 dieser Allgemeinverfügung angeordneten Biosicher-

heitsmaßnahmen stellt gem. § 64 Nr. 14b GeflpestV eine Ordnungswidrigkeit dar. Der 

Bußgeldrahmen beträgt bis zu 30.000 € (§ 32 Abs. 3 TierGesG). 

 

4. Auf die Vorgaben gem. § 3 und § 4 Abs. 1 GeflpestV hinsichtlich der allgemein gelten-

den Vorgaben zur Fütterung und Tränkung sowie zur Früherkennung bei gehäuften Ver-

lusten wird hingewiesen. Die labordiagnostischen Abklärungsuntersuchungen zur Früh-

erkennung im Sinne des § 4 Abs. 1 GeflpestV an den Landesuntersuchungseinrichtun-

gen sind kostenfrei. 

 

5. Nach Art. 84 VO (EU) 2016/429 u. § 26 Abs. 1 ViehVerkV sind Halter von u.a. Hüh-

nern, Enten, Gänsen, Fasanen, Perlhühnern, Rebhühnern, Truthühnern, Wachteln oder 

Laufvögeln verpflichtet, dies der zuständigen Behörde vor Beginn der Tätigkeit unter 

Angabe seines Namens, seiner Anschrift und der Anzahl der im Jahresdurchschnitt vo-

raussichtlich gehaltene Tiere, ihrer Nutzungsart und ihres Standortes bezogen auf die 

jeweilige Tierart mitzuteilen. 

 

6. Sollte sich die Seuchenlage weiter verschärfen, werden ggf. weitergehende Anordnun-

gen erlassen (z. B. Aufstallpflicht). 
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Personenstandsrecht/Standesamtswesen; 

Übertragung der Durchführung der Aufgaben des Standesamtes Moos auf das Stan-

desamt Plattling mit Wirkung vom 01.01.2023 

 

 

Das Landratsamt Deggendorf hat die nachfolgend abgedruckte Zweckvereinbarung zur 

Übertragung der Aufgaben des Standesamtes zwischen der Stadt Plattling und der Ver-

waltungsgemeinschaft Moos vom 11.11.2022 mit Schreiben vom 21.11.2022 aufsichtlich 

genehmigt. Die Vereinbarung tritt zum 01.01.2023 in Kraft. 

 

Entsprechend der rechtlichen Vorgaben erfolgt hiermit die öffentliche Bekanntmachung. 

 

Deggendorf, 22.11.2022  

Landratsamt Deggendorf  

 

gez. 

Becker  

Regierungsdirektor 

 

 

 

 

Vereinbarung 
Zwischen 

der Stadt Plattling 
vertreten durch den Ersten Bürgermeister Hans Schmalhofer 

nachfolgend Stadt genannt 

und 

der Verwaltungsgemeinschaft Moos 

vertreten durch den Gemeinschaftsvorsitzenden Josef Friedberger 

nachfolgend Verwaltungsgemeinschaft genannt 

zur Übertragung der Aufgaben des Standesamtes gemäß Art. 2 Abs. 2 des Gesetzes zur Aus-

führung des Personenstandsgesetzes (AGPStG) 

 

Präambel 

Gemäß Art. 2 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Personenstandsgesetzes (AGPStG) kön-

nen kreisangehörige Gemeinden die Aufgaben des Standesamtes auf eine andere Gemeinde 

übertragen. 

Entsprechend dem Rundschreiben des Bayerischen Staatsministeriums des Inneren vom 

15.10.2008 lässt Art. 2 AGPStG zwei Arten der Übertragung zu. Es ist danach möglich, die 

Aufgaben des Standesamtes zu übertragen („große“ Übertragung) oder durch die Durchführung 

der Aufgaben des Standesamtes zu übertragen („kleine“ Übertragung). 

  



169 

 

 

 

§ 1 

Übertragung und Erfüllung der Aufgaben 

1) Aufgrund des Beschlusses der Gemeinschaftsversammlung der Verwaltungsgemeinschaft 

Moos vom 28.09.2022 sowie der Beschlüsse der Mitgliedsgemeinden Gemeinde Buchhofen 

vom 03.11.2022 und der Gemeinde Moos vom 17.10.2022 und des Stadtrates der Stadt Platt-

ling vom 07.11.2022 überträgt die Verwaltungsgemeinschaft die Aufgaben des Standesamts 

ab dem 01.01.2023 an die Stadt („große“ Übertragung). Die Stadt erfüllt ab 01.01.2023 die 

Aufgaben des Standesamts für die Verwaltungsgemeinschaft. 

2) Davon unberührt bleibt gemäß Art. 2 Abs. 3 AGPStG in Verbindung mit § 2 Abs. 3 der 

Verordnung zur Ausführung des Personenstandsgesetzes (AVPStG) die Befugnis der von 

der Verwaltungsgemeinschaft zur/m Standesbeamtin/en bestellten Bürgermeisterin/s zur 

Vornahme von Eheschließungen. 

3) Die abgebende Verwaltungsgemeinschaft verpflichtet sich, die Bestellung oder Abberufung 

von Eheschließungsstandesbeamten dem übernehmenden Standesamt anzuzeigen. 

4) Die Trauungen finden grundsätzlich am Sitz des Standesamts der Stadt statt. Auf Wunsch 

des Brautpaares können die Trauungen auch durch die/den für die Vornahme von Eheschlie-

ßungen bestellte Bürgermeisterin/Bürgermeister in den jeweils von der Verwaltungsgemein-

schaft hierfür gewidmeten Räumlichkeiten vorgenommen werden. Im vorstehenden Fall ver-

bleibt die Verkehrssicherungspflicht für die gewidmeten Räumlichkeiten bei der Verwal-

tungsgemeinschaft. Bei Verhinderung der Bürgermeisterin/ des Bürgermeisters wird diese/r 

bei einer bereits in der Verwaltungsgemeinschaft Moos terminierten Eheschließung nach 

Absprache von einer Standesbeamtin/einen Standesbeamten der Stadt vertreten. 

5) Die Widmung weiterer Trauräume in der abgebenden Verwaltungsgemeinschaft erfolgt in 

Abstimmung mit dem übernehmenden Standesamt. 

6) Die Verwaltungsgemeinschaft trägt bei Trauungen in ihrem Zuständigkeitsbereich dafür 

Sorge, dass die für die Trauung benötigten Unterlagen rechtzeitig in Plattling abgeholt und 

nach der Trauung umgehend und vollständig wieder zum Standesamt Plattling gebracht wer-

den. 

 

§ 2 

Gebühreneinnahmen, Standesamtsumlagen 

1) Die Gebühreneinnahmen für die Personenstandsfälle aus dem Gebiet der Verwaltungs-

gemeinschaft stehen der Stadt zu. 

2) Die Standesamtsumlage beträgt jährlich 4,50 € je Einwohner. Zugrunde gelegt wird die 

Einwohnerzahl nach dem vom Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung mitge-

teilten Stand vom 30.06. des Vorjahres. 

3) Die Umlage ist in voller Höhe am 01.07. eines jeden Jahres für das laufende Kalender-

jahr zur Zahlung fällig, erstmals am 01.07.2023. Damit sind sämtliche Verwaltungs- 

und Personalkosten abgedeckt. 

4) Die Höhe der Standesamtsumlage gilt zwei Jahre bis 31.12.2024. Die Geltungsdauer 

verlängert sich automatisch um jeweils zwei Jahre, wenn nicht spätestens sechs Monate 

vor Ende der Geltungsdauer von einer Partei schriftlich eine Anpassung der Umlage 

verlangt wird. Bei einer Verlängerung dient als Grundlage für die Berechnung der Stan-

desamtsumlage die Einwohnerzahl nach dem vom Landesamt für Statistik und Daten-

verarbeitung mitgeteilten Stand 30.06. des Vertragsablaufjahres. 
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5) Die Verwaltungsgemeinschaft Moos erhält jährlich zum 01.06. eine entsprechende 

Rechnung der Stadt. 

6) Die Stadt hat das Recht eine außerordentliche Anpassung der Umlage zu beantragen, 

wenn neue gesetzliche Regelungen nach dem 01.01.2023 oder andere grundsätzliche 

Veränderungen mit Auswirkungen auf die standesamtliche Tätigkeit (z. B. Errichtung 

eines Seniorenheimes, Erhöhung der Kosten und Beiträge für das Fachverfahren Au-

tiSta, Steigerungen der Arbeitsplatzkosten) zu einer Aufgaben- und/oder Kostenmeh-

rung führen, deren Finanzierung durch die aktuelle Standesamtsumlage nicht gedeckt 

werden kann. Von den Beteiligten ist eine einvernehmliche Anpassung der Standes-

amtsumlagen an die neuen Gegebenheiten anzustreben. 

 

§ 3 

Geltungsdauer der Vereinbarung 

1) Diese Vereinbarung tritt am 01.01.2023 in Kraft. 

2) Diese Vereinbarung gilt auf unbestimmte Zeit. Eine einseitige ordentliche Kündigung 

ist aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen unzulässig. 

3) Gemäß Art. 2 Abs. 4 Satz 1 AGPStG kann die Übertragung der Aufgaben mit Beschlüs-

sen einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Stadtrates 

der Stadt und der Verbandsräte der Verwaltungsgemeinschaft aufgehoben werden. Ge-

gen den Willen der oder einer der beteiligten kommunalen Gebietskörperschaften kann 

die Übertragung aufgehoben werden, wenn dringende Gründe des öffentlichen Wohls 

vorliegen (Art. 2 Abs 4 Satz 2 AGPStG). Im Falle der Aufhebung der Vereinbarung 

wird zwischen der Stadt und der Verwaltungsgemeinschaft eine Auslauffrist von 9 Mo-

naten ab Fassung des zeitmäßig letzten Aufhebungsbeschlusses vereinbart. Während 

dieser Frist gilt diese Vereinbarung sinngemäß weiter. 

4) Das Recht, diese Vereinbarung gem. Art. 14 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes über die kom-

munale Zusammenarbeit (KommZG) aus wichtigem Grund zu kündigen (außerordent-

liche Kündigung), bleibt unberührt. Dies gilt insbesondere bei Übergabe von nicht ord-

nungsgemäß aufbereiteten Unterlagen. 

 

§ 4 

Standesamtlichen Unterlagen 

1) Die noch fortzuführenden Unterlagen des Standesamtes der Verwaltungsgemeinschaft, 

insbesondere die Ehe-, Lebenspartnerschafts-, Geburten- und Sterberegister, die Fami-

lienbücher und alle dazugehörigen Sammelakten und Namensverzeichnisse sind an 

das Standesamt der Stadt zu übergeben. Zu den Unterlagen des Standesamtes gehören 

auch die Beurkundungen der Kirchenaustritte. Hierbei ist darauf zu achten, dass alle 

Unterlagen auf den aktuellen Stand gebracht sind und alle bis 31.12.2022 anfallenden 

Arbeiten erledigt sind. 

2) Die seit 01.01.2009 bis zur Inbetriebnahme des zentralen elektronischen Registers 

auch elektronisch erfassten Übergangsregistrierungen von Personenstandsfällen wer-

den vom Standesamt der Verwaltungsgemeinschaft vor der Aufgabenübertragung in 

die elektronischen Personenstandsregister überführt. Die vom Standesamt der Verwal-

tungsgemeinschaft Moos als Eheregister fortgeführten Familienbücher werden voll-

ständig und alphabetisch sortiert übergeben und sollten soweit wie möglich im elekt-

ronischen Register nacherfasst werden. 



171 

 

 

3) Die Übergabe sämtlicher Unterlagen ist durch eine gemeinsame von der Verwaltungs-

gemeinschaft und der Stadt zu führenden und zu unterschreibenden Übergabenieder-

schrift entsprechend zu dokumentieren. 

4) Das Standesamt der Stadt behält sich vor, eventuell Nacharbeiten von der Verwal-

tungsgemeinschaft erledigen zu lassen. 

§ 5 

Verbleib der zu Archivgut gewordenen Personenstandsbücher 

Nach Ablauf der Fortführungsfristen werden die zu Archivgut gewordenen Personenstandsbü-

cher und dergleichen, einschließlich der dazugehörigen Sammelakten, gegen Empfangsbe-

kenntnis an die Verwaltungsgemeinschaft Moos bzw. Ihren Mitgliedsgemeinden zurückgege-

ben. 

 

§ 6 

Schlussbestimmungen 

1) Änderungen oder Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen zu Ihrer Gültigkeit der 

Schriftform. 

2) Die Aufgabenübertragung bedarf nach Art. 2 Abs. 5 AGPStG der Zustimmung des 

Landratsamtes Deggendorf als untere Aufsichtsbehörde (Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 AGPStG) 

3) Diese Vereinbarung ist in dreifacher Ausfertigung erstellt. Die Stadt Plattling, die Ver-

waltungsgemeinschaft Moos und das Landratsamt Deggendorf als Aufsichtsbehörde er-

halten jeweils eine Ausfertigung.  

4) Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen dieser Vereinbarung berührt die rechtliche 

Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht. Tritt ein solcher Fall ein, verpflichten sich 

die Beteiligten, die nichtigen Bestimmungen durch sinngemäße gültige Bestimmungen 

zu ersetzen. 

5) Sollte sich zu irgendeinem Zeitpunkt herausstellen, dass diese Vereinbarung Lücken 

enthält, die weder durch Auslegung noch durch analoge Anwendungen der Vertragsbe-

stimmungen geschlossen werden können, verpflichten sich die Behörden unter Berück-

sichtigung der gegenseitigen Interessen, eine dem Grundgedanken dieser Vereinbarung 

entsprechende Regelung zu treffen. 

 

 

 

Moos, 11. November 2022 

Stadt Plattling       Verwaltungsgemeinschaft Moos      
gez.        gez. 

Hans Schmalhofer      Josef Friedberger 

Erster Bürgermeister      Gemeinschaftsvorsitzender 
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52-0132 

 

Einwohnerzahl der Gemeinden des Landkreises Deggendorf am 30. Juni 2022 

 

Nach Mitteilung des Bayerischen Landesamtes für Statistik und Datenverarbeitung vom 

22.09.2022 hatten die Gemeinden des Landkreises Deggendorf am 30.06.2022 folgende  

Einwohner: 

 

Gemeinde         Einwohner 

 

09271111  Aholming  2 358 

09271113  Auerbach  2 136 

09271114  Außernzell  1 485 

09271116  Bernried  4 757 

09271118  Buchhofen  927 

09271119  Deggendorf, GKSt  34 999 

09271122  Grafling  2 769 

09271123  Grattersdorf  1 314 

09271125  Hengersberg, M  7 932 

09271126  Hunding  1 134 

09271127  Iggensbach  2 170 

09271128  Künzing  3 170 

09271130  Lalling  1 611 

09271132  Metten, M  4 192 

09271135  Moos  2 339 

09271138  Niederalteich  1 807 

09271139  Oberpöring  1 212 

09271140  Offenberg  3 412 

09271141  Osterhofen, St  12 132 

09271143  Otzing  2 000 

09271146  Plattling, St  13 061 

09271148  Schaufling  1 522 

09271149  Schöllnach, M  4 905 

09271151  Stephansposching  3 281 

09271152  Wallerfing  1 284 

09271153  Winzer, M  3 814 

zusammen  121 723 

 

 

 

 

I.A. 

 

gez. 

 

Becker 

Regierungsdirektor 
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30-0831 jbö-fr 
 

MANÖVERMELDUNG 
 

Name der Übung: 

COLD RECON, Freilaufende Kompanieübung, Schwerpunk Aufklärungsübung 
 

Zeit: 

06.12.2022 bis 09.12.2022 
 

Übungsraum: 

LK Freyung-Grafenau, LK Schwandorf, LK Deggendorf, LK Regen, LK Straubing-Bogen, LK Cham, 

LK Passau 

 

Übungsaktivitäten:  

Die Übung findet im freien Gelände, Kasernen und auf StOÜbPI/TrÜbPI statt. 

 

Einzelheiten zur Übung: 
 

Raum/Ort: 
 

Art und Anzahl der eingesetzten Luftfahrzeuge 

1 Drohne KZO 
 

Sonstiges: 
 

Übungsform mit Kurzcharakteristik: 

Aufklärung mit Fahrzeugen (Spähaufklärung), Aufklärung zu Fuß (leichte Spähaufklärung), Radarauf-

klärung sowie Aufklärung mit unbemannten Luftfahrzeugen, umgangssprachlich Drohnen. Alle an der 

Übung beteiligten Soldaten/-innen werden sich gegenüber der Zivilbevölkerung zu erkennen geben und 

haben eine telefonische Erreichbarkeit für Rückfragen zur Übungsleitung dabei 

Beim Auffinden von Drohnen, bzw. Drohnenteilen sind diese am Auffindungsort zu belassen, nicht zu 

berühren und an den Beauftragten für Flurschäden, bzw. an die Polizei zu melden. 
 

Besonderheiten: 

Der Bevölkerung wird nahegelegt, sich den Einrichtungen der übenden Truppen und von evtl. liegen-

gebliebenen militärischen Sprengmitteln (Fundmunition und dergl.) fernzuhalten. Auf die Strafbarkeit 

des Auflesens von Sprengmitteln wird hingewiesen. 
 

Wer Kampfmittel findet, hat dies unverzüglich der nächsten Polizeidienststelle anzuzeigen. Zuwider-

handlungen können nach § 22 b des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen als Ordnungswid-

rigkeit geahndet werden. 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass zur Abwicklung von Manöverschäden die Gemeinden sowie die 

Wehrbereichsverwaltung Süd für die Bundeswehr und die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben  

– Schadensregulierungsstelle des Bundes – Regionalbüro Süd in Nürnberg für die ausländischen Streit-

kräfte nähere Auskünfte erteilt. 
 

Die Gemeinden werden gebeten, für die ortsübliche Bekanntmachung zu sorgen sowie die Jagdaus-

übungsberechtigten und die Bewohner abgelegener Gemeindeteile und Gehöfte von der Übung zu ver-

ständigen. 
 

Einwendungen gegen diese Übung oder einschränkende Bedingungen sind dem Landratsamt Deggen-

dorf unverzüglich mitzuteilen. 
 

Deggendorf, den 16.11.2022 

LANDRATSAMT 

gez. Peterle, Ltd. Regierungsdirektor
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Ansprechpartnerin im Landratsamt Deggendorf bei Fragen zum Wettbewerb: 

 

Petra Holzapfel  

Dipl.Ing. (FH) Landespflege 

Kreisfachberatung für Gartenkultur und Landespflege  

Landratsamt Deggendorf  

Sachgebiet 31-Gartenkultur 

Herrenstraße 18  

94469 Deggendorf  

Zu erreichen von Montag bis Donnerstag. 

  

Fon + 49 991 3100 274    Fax +49 991 3100 41 274      

email: holzapfelp@lra-deg.bayern.de  

Home: www.landkreis-deggendorf.de/leben-arbeiten/umwelt-natur/gartenkultur 

  

mailto:holzapfelp@lra-deg.bayern.de
http://www.landkreis-deggendorf.de/leben-arbeiten/umwelt-natur/gartenkultur
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Vollzug der Wassergesetze; 

Gewässer III. Ordnung, Herzogbach  

 

 

 

Überschwemmungsgebietsverordnung 
 

für das Überschwemmungsgebiet 

am Herzogbach  

 von Flusskilometer 5,5 bis 25,5  

auf dem Gebiet 

der Gemeinden Buchhofen, Wallerfing und der Stadt Osterhofen  

im Landkreis Deggendorf  

(ÜgVO Herzogbach, Fkm 5 - 25,5) 

 

 

Anlagen: 

Übersichtskarte (Ü 1 - M 1 : 25.000) 

Detailkarten (K 1 - K 11, M 1 : 2.500) 

(Orginalpläne zum Download unter  

https://www.landkreis-deggendorf.de/download/zips/AB_1122_Anhang1_Karten.zip 

 

 

Das Landratsamt Deggendorf erlässt auf Grund von § 76 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) 

vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Art. 12 G zu Sofortmaßnahmen für einen be-

schleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien und weiteren Maßnahmen im Stromsektor vom 

20.07.2022 (BGBl. I S. 1237) geändert wurde, in Verbindung mit § 11 Nr. 4 Delegationsverordnung 

(DelV) vom 28. Januar 2014 (GVBl. S. 22, BayRS 103-2 V), die zuletzt durch Verordnung vom 27. 

September 2022 (BayMBl. Nr. 555) geändert worden ist und Art. 46 Abs. 3, Art. 63 und Art. 73 des 

Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) vom 25. Februar 2010 (GVBl. S. 66, 130, BayRS 753-1-U), das 

zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 9. November 2021 (GVBl. S. 608) geändert worden ist, folgende 

oben bezeichnete Verordnung:  

 

§ 1 

Allgemeines, Zweck 

(1) 1In den Gemeinden Buchhofen, Wallerfing und in der Stadt Osterhofen wird das in § 2 näher be-

schriebene Überschwemmungsgebiet festgesetzt. 2Das Überschwemmungsgebiet betrifft die in § 2 

dargestellten Flächen, die bei einem 100-jährlichen Hochwasser überschwemmt oder durchflossen 

oder die für die Hochwasserentlastung oder Rückhaltung beansprucht werden. 3Für dieses Gebiet 

werden die folgenden Regelungen erlassen. 

(2) 1Die Festsetzung dient der Darstellung einer konkreten, von Natur aus bestehenden Hochwasser-

gefahr in dem betroffenen Bereich. 2Zudem werden Bestimmungen zur Vermeidung von Schäden 

und zum Schutz vor Hochwassergefahren getroffen. 

https://www.landkreis-deggendorf.de/download/zips/AB_1122_Anhang1_Karten.zip
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(3) 1Grundlage für die Ermittlung des Überschwemmungsgebiets ist das 100-jährliche Hochwasser (im 

Folgenden Bemessungshochwasser - HQ100). 2Ein 100-jährliches Hochwasser wird an einem Stand-

ort im statistischen Durchschnitt in 100 Jahren einmal erreicht oder überschritten. 3Da es sich um 

einen Mittelwert handelt, kann dieser Abfluss innerhalb von 100 Jahren auch mehrfach auftreten.  

 

§ 2 

Umfang des Überschwemmungsgebiets, Kennzeichnung der Hochwasserlinie 

(1) 1Die Grenzen des Überschwemmungsgebiets sind in den im Anhang (Anlagen) veröffentlichten 

Übersichts- und Detailkarten eingetragen. 2Maßgeblich für die genaue Grenzziehung sind die De-

tailkarten im Maßstab 1 : 2.500. 3Die Karten können während der Öffnungszeiten im Landratsamt 

Deggendorf sowie in den Amtsräumen der Gemeinden Buchhofen, Wallerfing und der Stadt Os-

terhofen eingesehen werden. 4Die genaue Grenze verläuft auf der jeweils gekennzeichneten Grund-

stücksgrenze oder, wenn die Grenze ein Grundstück schneidet, auf der dem Gewässer näheren 

Kante der gekennzeichneten Linie. 5Gänzlich im Überschwemmungsgebiet liegende Gebäude so-

wie solchen gleichgestellten Gebäuden, die teilweise im Überschwemmungsgebiet liegen, sind in 

der Detailkarte ebenfalls farblich hervorgehoben. 6Die in den Sätzen 1 und 2 genannten Karten sind 

Bestandteil dieser Verordnung.  

(2) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im Überschwemmungsgebiet gelegenen 

Grundstücke berühren die festgesetzten Grenzen des Überschwemmungsgebietes nicht. 

 

§ 3 

Bauleitplanung, Errichten und Erweiterung baulicher Anlagen 

(1) Für die Ausweisung neuer Baugebiete sowie die Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von Bau-

leitplänen gilt § 78 Abs. 1 bis 3 WHG. 

(2) Für die Errichtung oder Erweiterung von baulichen Anlagen gilt § 78 Abs. 4, 5 und 7 WHG.  

(3) 1Die Errichtung von Flüssiggasanlagen mit einem Fassungsvermögen von weniger als 3 t wird all-

gemein nach § 78 Abs. 6 Satz 1 WHG zugelassen, wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt 

sind: 

1. Die Flüssiggasanlage muss bei unterirdischer oder halboberirdischer Bauweise einen Mindest-

abstand von 50 m zu Hochwasserschutzeinrichtungen (bei Deichen vom Deichfuß ausgemes-

sen) einhalten, 

2. die Flüssiggasanlage muss unter Berücksichtigung der erhöhten Anforderungen, die sich bei 

einem 100-jährlichen Hochwasserereignis ergeben, stand- und auftriebssicher sein, 

3. die bindigen Deckschichten dürfen nicht dauerhaft geschwächt werden bzw. müssen wieder-

hergestellt werden, 

4. die in die Deckschicht einbindenden Bauteile sind dicht mit der Deckschicht zu verbinden, 

5. oberirdische und halboberirdische Flüssiggasanlagen müssen vor einem Anprall von Treibgut 

und vor Seitendruck gesichert sein, 

6. die Verfüllung der Baugruben muss so zeitnah wie möglich erfolgen, 

7. die vollständige Anzeige gemäß nachfolgendem Satz 2 muss vorliegen. 

 



184 

 

 

2Die Errichtung der Flüssiggasanlage ist gemäß § 78 Abs. 6 Satz 2 WHG mindestens zwei Wochen 

vorher vom Betreiber schriftlich beim Landratsamt Deggendorf anzuzeigen. 3Die Anzeige muss 

folgende Angaben bzw. Unterlagen umfassen: 

 

1. Angaben zum Betreiber der Flüssiggasanlage (Name und Anschrift), 

2. Angaben zum Aufstellungsort (Flurnummer und Gemarkung) sowie Lageplan, 

3. Angaben zum Flüssiggasbehälter (Fassungsvermögen, Baujahr, Hersteller, Art der Aufstel-

lung), 

4. Bestätigung durch den Ersteller des Nachweises, dass ein Nachweis über die Stand- und Auf-

triebssicherheit unter Berücksichtigung der erhöhten Anforderungen, die sich bei einem 100-

jährlichen Hochwasserereignis ergeben, erstellt wurde und dass keine Bedenken hinsichtlich 

der Standsicherheit, der Gleitsicherheit, der Sicherheit vor Grundbruch und der Auftriebssi-

cherheit bestehen; bei unterirdischer und halboberirdischer Errichtung sind Druckhöhen bis 

zum Wasserstand bei einem 100-jährlichen Hochwasserereignis zu berücksichtigen, 

5. Bestätigung, dass die Flüssiggasanlage vor einem Anprall von Treibgut und vor Seitendruck 

gesichert wird (bei halboberirdischer oder oberirdischer Aufstellung). 

 

§ 4 

Sonstige Vorhaben 

Für sonstige Vorhaben nach § 78 a Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 6 und Nr. 8 WHG gilt § 78 a Abs. 2 

und 3 WHG.  

 

§ 5 

Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, Heizölverbraucheranlagen 

(1) Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen dürfen nur aufgestellt, errichtet und betrie-

ben werden, wenn sie den Anforderungen der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wasser-

gefährdenden Stoffen (AwSV), insbesondere § 50 AwSV und den dazu ergangenen Technischen 

Regeln entsprechen.  

(2) Für die Errichtung und den Betrieb von Jauche-, Gülle- und Silagesickersaftanlagen    (JGS-

Anlagen) im Sinne des § 2 Abs. 13 AwSV gelten die Bestimmungen der Nrn. 8.2 und 8.3 Anlage 

7 AwSV.  

(3) 1Die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen ist gemäß § 78 c Abs. 1 WHG grundsätzlich ver-

boten. 2Bereits bestehende Heizölverbraucheranlagen sind vom Betreiber gemäß den Bestimmun-

gen des § 78 c Abs. 3 Satz 1 WHG nachzurüsten. 3Sofern Heizölverbraucheranlagen wesentlich 

geändert werden, sind diese gemäß § 78 c Abs. 3 Satz 3 WHG zum Änderungszeitpunkt hochwas-

sersicher nachzurüsten.  

(4) 1Die Prüfpflichten für die unter Abs. 1 und 3 genannten Anlagen ergeben sich aus § 46 Abs. 3 i. V. 

m. Anlage 6 der AwSV. 2Ablauf und Durchführung richten sich nach der AwSV. 3Weitergehende 

Regelungen in Einzelfallanordnungen nach AwSV oder in behördlichen Zulassungen für die An-

lage bleiben unberührt.  
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§ 6 

Antragsstellung  

1Mit dem Genehmigungsantrag nach § 78 Abs. 5 WHG sind für bauliche Anlagen in entsprechender 

Anwendung der für Bauvorlagen geltenden Bestimmungen der Bayerischen Bauordnung die zur Beur-

teilung erforderlichen und geeigneten Unterlagen vorzulegen. 2Vorlagepflichten nach der Verordnung 

über Pläne und Beilagen in wasserrechtlichen Verfahren (WPBV) vom 13. März 2000 (GVBl S. 156), 

die zuletzt durch Verordnung vom 20. Oktober 2010 (GVBl. S. 727) geändert worden ist, bleiben unbe-

rührt. 

 

§ 7 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 25.11.2022 in Kraft. 

 

 

Landratsamt Deggendorf 

Deggendorf, den 24.11.2022 

 

gez. 

 

Bischoff 

Regierungsdirektorin  

 

 


